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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundesrat: Grünes Licht für digitale Mitgliederversammlungen 

Der Bundesrat hat am 3. März 2023 das vom Bundestag beschlossene Gesetz 
zur Ermöglichung hybrider und virtueller Mitgliederversammlungen im 
Vereinsrecht gebilligt. 

Es geht auf einen Entwurf der Länderkammer zurück, den diese in ihrer 1022. 
Sitzung am 10. Juni 2022 beschlossen und danach in den Deutschen Bundestag 
eingebracht hatte. 

Änderung des BGB 

Das Gesetz ergänzt das Bürgerliche Gesetzbuch um eine Regelung, die es 
erlaubt, dass Vereinsmitglieder auch ohne Anwesenheit am Versammlungsort im 
Wege der elektronischen Kommunikation an der Mitgliederversammlung 
teilnehmen und andere Mitgliederrechte ausüben können. 

Hybride und rein virtuelle Versammlungen 

Neben dieser Möglichkeit der so genannten hybriden Versammlung können die 
Mitglieder auch beschließen, dass Versammlungen rein virtuell stattfinden, die 
Teilnahme also nur mittels elektronischer Kommunikation möglich ist. Wird eine 
hybride oder virtuelle Versammlung einberufen, so muss bei der Berufung auch 
angegeben werden, wie die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben können. 

Bewährte Corona-Sonderregel 

Das Gesetz knüpft an eine Sonderregelung für die Zeit der Covid-19 Pandemie 
an. Angesichts der voranschreitenden Digitalisierung seien die damit eröffneten 
Möglichkeiten auch über die pandemische Situation hinaus sinnvoll, heißt es in 
der Begründung. Zudem führe dies zu einer Stärkung der Mitgliedschaftsrechte 
und Förderung des ehrenamtlichen Engagements. 
 
Weitere Schritte 

Nach Abschluss des parlamentarischen Verfahrens kann das Gesetz nun vom 
Bundespräsidenten ausgefertigt werden und dann wie geplant am Tag nach der 
Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten. 

Fundstelle 

Bundesrat KOMPAKT, Meldung vom 3. März 2023. 

  

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2022/0101-0200/193-22(B).html;jsessionid=61C324E6E0079BC5DEF32DB1498D919D.1_cid339?nn=4352768
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 9. März 2023 

 
 
Der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft ist nicht befugt, den 
gegen die Kapitalgesellschaft ergangenen Bescheid über die 
gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen 
Einlagekontos anzufechten. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 017/23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein nach einem gesetzlichen Beteiligtenwechsel gegen den 
falschen Beklagten ergangenes Urteil des FG ist auf die Revision 
des falschen Beklagten hin aufzuheben. Der Rechtsstreit ist in 
einem solchen Fall an das FG zurückzuverweisen, wenn der 
richtige Beklagte selbst nicht ebenfalls Revision eingelegt hat und 
der Prozessführung des falschen Beklagten im Revisionsverfahren 
auch nicht zugestimmt hat.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG begünstigt nicht nur die 
Vermietung von Grundstücken und mit diesen fest verbundenen 
Gebäuden, sondern allgemein die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen durch einen Unternehmer zur kurzfristigen 
Beherbergung von Fremden und damit auch die Vermietung von 
Wohncontainern an Erntehelfer. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 53/19: Keine 
Drittanfechtung bei 
Feststellungsbe-
scheiden zum 
steuerlichen 
Einlagekonto 
 
 
 
 
 
21. Dezember 2022 
 

Urteil VIII R 33/20: 
Aufhebung eines FG-
Urteils gegen den 
falschen Beklagten 
 
 
 
 
 
 
 
13. Dezember 2022 
 

 

 
Urteil XI R 13/20: 
Besteuerung der 
Vermietung nicht 
ortsfester 
Wohncontainer an 
Arbeitnehmer 
 
 
 
 
 
29. November 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310058/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerliches-einlagekonto-keine-anfechtungsbefugnis-des-gesellschafters/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310060/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310061/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 13/21: Kindergeldanspruch für ein volljähriges behindertes 
Kind; Pflegegeld; Unterhaltsanspruch gegenüber dem Ehegatten des 
behinderten Kindes 
20. Oktober 2022 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Zur Besteuerung von Stock Options im Fall des Ansässigkeitswechsels 
Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten richtet sich eine etwaige 
abkommensrechtliche Freistellung der Einkünfte nach der Tätigkeit im 
Erdienenszeitraum. Soweit Art. 15 Abs. 1 Satz 1 DBA-USA 1989/2008 an eine "in 
einem Vertragsstaat ansässige Person" anknüpft, ist dagegen allein die 
Ansässigkeit i.S. des Art. 4 DBA-USA 1989/2008 zum Zeitpunkt des Zuflusses 
der Einkünfte maßgeblich. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten über die steuerlichen Folgen der Ausübung von Stock 
Options im Fall eines Ansässigkeitswechsels. 
Der Kläger war von Juni 2001 bis April 2005 bei einer Tochtergesellschaft der X-
AG in den USA angestellt. Während dieses Zeitraums hatte er seinen 
inländischen Wohnsitz aufgegeben und diesen in die USA verlagert. 
Der am Stammsitz der Tochtergesellschaft tätige Kläger unternahm in dieser Zeit 
auch Dienstreisen. Ein Drittel der außerhalb der USA vorgenommenen 
Dienstreisen führten den Kläger nach Deutschland. Ab Mai 2005 war der Kläger 
wieder in Deutschland tätig und wohnhaft. 
Zum 1. April 2003 wurden dem Kläger von seinem amerikanischen Arbeitgeber 
(nicht handelbare) stock options gewährt, die frühestens ab dem 1. April 2005 mit 
50 % und ab dem 1. April 2006 in Höhe von 100 % ausgeübt werden durften. Am 
26. Oktober 2011 übte der Kläger die hier streitigen Optionen aus. Ausweislich 
der US-amerikanischen Steuererklärung für das Jahr 2011 entfielen die Einkünfte 
aus den Aktienoptionen im Zeitraum vom 1. April 2003 bis zum 31. März 2005 in 
einer bestimmten Höhe auf Arbeitstage in den USA. Entsprechend dem für „non-
resident-alien“ geltenden US-amerikanischen Steuerrecht wurde nur dieser Teil 
der Einkünfte in den USA besteuert. 
In Deutschland behandelte das beklagte Finanzamt die Einkünfte aus den 
ausgeübten stock options als im Inland steuerpflichtige Einkünfte des Streitjahres 
2011. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310059/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228120/besteuerung-von-aktienoptionsrechten-die-von-einem-auslaendischen-arbeitgeber-gewaehrt-wurden/


5 

Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Das Finanzgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass die Einkünfte des 
Klägers aus den Stock Options nach nationalem Recht steuerpflichtig sind. 
Zu Unrecht hat das Finanzgericht auch für das Kriterium der Ansässigkeit auf den 
Erdienenszeitraum abgestellt. Für Art. 15 Abs. 1 Satz 1 DBA-USA 1989/2008, der 
an eine "in einem Vertragsstaat ansässige Person" anknüpft, ist stattdessen allein 
die Ansässigkeit i.S. des Art. 4 DBA-USA 1989/2008 zum Zeitpunkt des Zuflusses 
maßgeblich. 
Die geldwerten Vorteile aus der Ausübung der Stock Options werden -ungeachtet 
der Besteuerung zum Zeitpunkt der Optionsausübung- zeitraumbezogen gewährt 
und sind deshalb anteilig dem Erdienenszeitraum zuzuordnen. Nach dem 
Veranlassungsprinzip geht es dabei grundsätzlich um den Zeitraum zwischen der 
Gewährung der Stock Options und deren erstmaliger Ausübbarkeit. Eine 
abschließende Beurteilung ist aber nur anhand der konkreten Vereinbarungen bei 
Gewährung der Stock Options sowie der sonstigen Umstände des Einzelfalls 
möglich. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Dezember 2022 (I R 11/20), veröffentlicht am 2. März 2023. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
BVerfG: Übergangsregelung vom Anrechnungs- zum 
Halbeinkünfteverfahren im Jahressteuergesetz 2008 ist mit dem 
Grundgesetz teilweise unvereinbar 
Mit am 8. März 2023 veröffentlichtem Beschluss hat der Zweite Senat des 
Bundesverfassungsgerichts entschieden, dass § 38 Abs. 5 und 6 in Verbindung 
mit § 34 Abs. 16 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) in der Fassung 
des Jahressteuergesetzes 2008 vom 20. Dezember 2007 (JStG 2008) mit dem 
allgemeinen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) 
unvereinbar ist. 
Die Regelung ist Teil der Übergangsvorschriften für den Systemwechsel vom 
körperschaftsteuerrechtlichen Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren. 
Während der Geltung des Anrechnungsverfahrens wurde das verwendbare 
Eigenkapital einer Gesellschaft entsprechend seiner Vorbelastung mit 
Körperschaftsteuer in verschiedene „Eigenkapitaltöpfe“ (EK) gegliedert. 
Steuerfreie Vermögensmehrungen wurden unter anderem im sogenannten EK 02 
erfasst. Im Falle der Ausschüttung dieses Eigenkapitals wurde es bei Verlassen 
der steuerbefreiten Sphäre auf der Ebene der Körperschaft mit (zuletzt) 30 % 
nachbelastet. Beim Anteilseigner wurde die Ausschüttung – unter Anrechnung der 
von der Kapitalgesellschaft entrichteten Körperschaftsteuer – mit dessen 
individuellem Einkommensteuersatz besteuert. Unter dem Halbeinkünfteverfahren 
erfolgt im Falle der Ausschüttung keine Nachbelastung der von der Körperschaft 
steuerfrei erwirtschafteten Gewinne; beim Anteilseigner unterliegt die 
Ausschüttung nur zur Hälfte (seit 2009 zu 60 %) der Einkommensteuer. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310050/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/236236/taxation-of-stock-options-in-the-event-of-change-of-residence/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Nach der ursprünglichen Übergangsregelung zur Einführung des 
Halbeinkünfteverfahrens durch das Steuersenkungsgesetz vom 23. Oktober 2000 
(StSenkG) sollte das alte EK 02 nur noch bis zum Ablauf eines 15-jährigen 
(später auf 18 Jahre erweiterten) Übergangszeitraums im Falle seiner 
Ausschüttung mit 30 % nachbelastet werden. Durch das Jahressteuergesetz 
2008 wurde mit § 38 Abs. 5 und 6 KStG stattdessen eine pauschale 
ausschüttungsunabhängige Nachbelastung des noch vorhandenen EK 02 mit 3 % 
Körperschaftsteuer eingeführt. Gemäß § 34 Abs. 16 Satz 1 KStG (in der Fassung 
des JStG 2008) konnten sich bestimmte Unternehmen aus dem Bereich der 
Wohnungswirtschaft und steuerbefreite Körperschaften auf Antrag unter 
Fortgeltung der bisherigen Rechtslage von der Anwendung dieser Regelung 
befreien lassen. Das hat zur Folge, dass es für diese Unternehmen nur im Falle 
einer Ausschüttung während des 18-jährigen Übergangszeitraums zu einer 
Nachbelastung des EK 02 kommt, während der EK 02-Bestand anderer 
Körperschaften zwingend – das heißt unabhängig davon, ob er ausgeschüttet 
wird oder nicht – gemäß § 38 Abs. 5 und 6 KStG nachbelastet wird. 
Die ausschüttungsunabhängige Nachbelastung des EK 02 durch § 38 Abs. 5 und 
6 KStG ist zwar für sich genommen sowohl mit dem allgemeinen Gleichheitssatz 
als auch mit dem Grundsatz des Vertrauensschutzes sowie dem Schutz des 
Eigentums und der allgemeinen Handlungsfreiheit vereinbar. Sie verstößt jedoch 
in Verbindung mit dem in § 34 Abs. 16 Satz 1 KStG vorgesehenen 
Antragswahlrecht bestimmter Körperschaften gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz. Die Ausnahmeregelung bewirkt eine verfassungsrechtlich 
relevante Ungleichbehandlung von Körperschaften, die nicht gerechtfertigt ist. 
Frist für den Gesetzgeber bis zum 31. Dezember 2023 
Der Gesetzgeber ist verpflichtet, den festgestellten Verfassungsverstoß bis zum 
31. Dezember 2023 rückwirkend zu beseitigen. Diese Verpflichtung erfasst alle 
noch nicht bestandskräftigen Entscheidungen, die auf den für verfassungswidrig 
erklärten Vorschriften beruhen. Bis zu einer Neuregelung dürfen Gerichte und 
Verwaltungsbehörden die Normen im Umfang der festgestellten Unvereinbarkeit 
nicht mehr anwenden, laufende Verfahren sind auszusetzen. 
Fundstelle 
BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 7. Dezember 2022 (2 BvR 988/16), 
veröffentlicht am 8. März 2023, vgl. die Pressemitteilung 29/2023. 
 

 

 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/12/rs20221207_2bvr098816.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/bvg23-029.html
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ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
 
Einladung zur virtuellen PwC Tax & Legal Technology Fair 2023 
  
Wir laden Sie herzlich zu unserer virtuellen Tax & Legal Technology Fair 2023 
ein, die in diesem Jahr zum fünften Mal stattfindet. 
 
Die digitale Transformation von Steuer-, Rechts- und HR/P&O-Abteilungen 
schreitet immer schneller voran und ist von großer Bedeutung, um effizienter und 
schneller auf sich ändernde Anforderungen und Gesetzgebungen reagieren zu 
können. Unsere Lösungen unterstützen Sie dabei, Prozesse digital und 
automatisiert abzubilden. So können Sie Zeit und Ressourcen sparen, sowie die 
Compliance sicherstellen. 
Unsere Expert:innen präsentieren Ihnen in Workshops und an verschiedenen 
Ständen unsere neuesten Lösungen im Bereich Tax & Legal Technology. 
Außerdem geben wir Ihnen einen Ausblick auf die zukünftigen Möglichkeiten mit 
OpenAI ChatGPT. Weitere Informationen zu den einzelnen Themen finden Sie in 
unserem Flyer. 
Neben der Möglichkeit, unsere Lösungen kennenzulernen, haben Sie auch 
Gelegenheit, sich mit unseren Kolleg:innen und anderen Messebesucher:innen 
auszutauschen und neue Kontakte zu knüpfen. 
Bitte melden Sie sich über folgenden Link an: https://meetyoo.live/register/... 
Bitte beachten Sie, dass Ihre Anmeldung unter Vorbehalt ist und wir Ihnen 
rechtzeitig vor der Veranstaltung die finale Teilnahme bestätigen werden. 
Wir freuen uns darauf, Sie auf der Tax & Legal Technology Fair 2023 begrüßen 
zu dürfen! 
Beste Grüße 
Ihr Team von Tax & Legal Transformation 
Andrea Vitale 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 7. März 2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
Aktuelles zur Umsatzsteuer 2023 
Webinar 15. und 23.03. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2023-muenchen
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/235955/einladung-zur-virtuellen-pwc-tax-legal-technology-fair-2023/?download=232281
https://meetyoo.live/register/1/PwC-TLTF-2023
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236217/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-7.-maerz-2023/?download=232436
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2023 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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